
Von:   
Gesendet: Montag, 2. Februar 2026 21:39 
An: andreas.krallmann@bmwe.bund.de; hartmut.kuehne@bmwe.bund.de 
Cc: matthias.koehler@bmwe.bund.de 
Betreff: Betriebsplanpflicht/Hauptbetriebspläne und Vorbereitungsvermerk BMUKN 

 

Lieber Herr Krallmann, 

 

wie angekündigt sende ich Ihnen anhängend den Vorbereitungsvermerk  
 zur Kenntnis zu, da er einige Punkte 

(und Herleitungen) enthält, die Schnittmengen zu den federführend im BMWE bearbeiteten 
Themen haben („Rohstoffsicherung“). 

 

Zudem komme ich nochmal zurück auf unser Telefonat – Thema Hauptbetriebspläne und 
Betriebsplanpflicht. 

 

 

Die längere Laufzeit von Hauptbetriebsplänen hilft uns und wurde von uns auch schon an die 
Standorte adressiert, damit bei den nächsten HBP-Zulassungen eine längere Laufzeit beantragt 
werden kann.  

 

 

Zum Thema „Befreiung von der Betriebsplanpflicht“ hatte mir unsere Rechtsabteilung folgende 
Rückmeldung gegeben: 

 

Der § 51 Abs. 3 BBergG nF unterscheidet sich nicht wesentlich von der Vorgängerfassung. 
Lediglich "und Bedeutung" wurde gestrichen: "Die zuständige Behörde kann Betriebe von 
geringer Gefährlichkeit und Bedeutung auf Antrag des Unternehmers ganz oder teilweise oder 
für einen bestimmten Zeitraum von der Betriebsplanpflicht befreien, wenn der Schutz 
Beschäftigter und Dritter und das Wiedernutzbarmachen der Oberfläche nach diesem Gesetz 
und der auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen auch ohne 
Betriebsplanpflicht sichergestellt werden können." 

 

Laut Gesetzesbegründung „kann die Behörde damit bei Vorhaben von hoher Bedeutung von der 
Betriebsplanpflicht absehen, wenn diese Betriebe von geringer Gefährlichkeit sind. Dies stellt 
eine Bürokratieentlastung dar, weil somit künftig mehr Projekte ganz oder teilweise von der 
bergrechtlichen Überwachung befreit werden können. Durch die Änderung ist bei der 
Einschätzung des Vorhabens künftig nicht mehr auf die Bedeutung des Betriebs abzustellen. Die 
Kommentatoren des Bergrechts hatten hierbei auf die Größe des Betriebs abgestellt. 



Dementsprechend wird die Regelung vor allem für Projekte der Tiefengeothermie die Möglichkeit 
eröffnen, sie von der Betriebsplanpflicht zu entbinden." 

 

Die Regelung ist damit betriebs- und nicht tätigkeitsbezogen, knüpft nicht an Änderungen an und 
setzt immer einen Antrag sowie eine Art "Verhandlung" mit der Behörde voraus. Sie zielt in 
unserem Verständnis sehr auf Kleinstbetriebe. Unsere Forderung, ein „Anzeigeverfahren für 
unwesentliche Änderungen von Betriebsplänen“ zu etablieren hat sich damit nicht erledigt und 
werden wir weiterverfolgen.  

 

 

Beste Grüße 

  

 

 

  

K+S Aktiengesellschaft 

 

 

  

Mobil:     
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